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1. Ausgangslage 

Finanzinvestoren sind im deutschen Gesundheitssektor beispielsweise in den Bereichen Pflege
heime und ambulante Pflegedienste, Krankenhäuser, Rehakliniken sowie Medizinische Versor
gungszentren (MVZ) verstärkt vertreten. Zu den Finanzinvestoren zählen auch Private-Equity- 
Gesellschaften (PEG), deren Geschäftsmodell darin besteht, am Markt etablierte Unternehmen au
ßerhalb regulierter Kapitalmärkte temporär zu erwerben und wieder zu veräußern.1 Bei der ambu
lanten ärztlichen Versorgung stehen besonders die Auswirkungen investorenbetriebener MVZ2 
im Fokus. Seit dem 1. Januar 2004 können auf Grundlage des Gesetzes zur Modernisierung der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisierungsgesetz, GMG) vom 14. November 20033 
medizinische Versorgungszentren, die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen, errichtet 
werden. MVZ sind ärztlich geleitete Einrichtungen, in denen im Arztregister eingetragene Ärztin
nen und Ärzte als Angestellte oder Vertragsärztinnen bzw. -ärzte tätig sind (§ 95 Abs. 1 S. 2 Sozi
algesetzbuch Fünftes Buch – Gesetzliche Krankenversicherung, SGB V4). Nach § 95 Abs. 1a SGB 
V können MVZ von zugelassenen Ärztinnen und Ärzten, von zugelassenen Krankenhäusern, von 
bestimmten Erbringern nichtärztlicher Dialyseleistungen, von anerkannten Praxisnetzen, von ge
meinnützigen Trägern, die aufgrund von Zulassung oder Ermächtigung an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmen oder von Kommunen gegründet werden. Das Bundesministerium für Ge
sundheit (BMG) führt dazu aus: „Im Gegensatz zu den klassischen Teilnahmeformen (Einzelpra
xis, Berufsausübungsgemeinschaft), bei denen die Praxisinhaber die ärztliche Tätigkeit in der Re
gel persönlich auszuüben haben, zeichnen sich MVZ insbesondere durch eine organisatorische 
Trennung der Inhaberschaft von der ärztlichen Behandlungstätigkeit aus.“5 Als investorenbetrie
bene MVZ werden solche MVZ bezeichnet, die von privaten Investoren – im Gegensatz zu MVZ 
in ärztlichem Eigentum – erworben und betrieben werden.6 Teils bestehen große MVZ-Ketten, die 

1 Bobsin, Rainer, Private Equity im Bereich der Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen in Deutschland, 2021, S. 9. 

2 Kritisch zum Begriff „investorenbetriebene“ MVZ Burgi, Martin, Verfassungs- und europarechtliche Grenzen 
verschärfter und neuer Verbote und Beschränkungen betreffend die Träger- und Inhaberstrukturen von Medizi
nischen Versorgungszentren (MVZ), Mai 2023, S. 11, abrufbar unter https://www.bbmv.de/positionen/aktuali
siertes-bbmv-folgegutachten/. Da sowohl jedes MVZ, unabhängig von seiner Trägerschaft, als auch jede ärztliche 
Praxis ein Gesundheitsunternehmen sei und Eigenkapital aufwenden müsse, sei der Begriff nicht sachgerecht. 
Dieser sowie alle weiteren Links wurden zuletzt abgerufen am 2. Juli 2025. 

3 BGBl. I S. 2190. 

4 Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 64). 

5 BMG, Medizinische Versorgungszentren, 31. Dezember 2024, abrufbar unter https://www.bundesgesundheits
ministerium.de/themen/krankenversicherung/ambulante-versorgung/medizinische-versorgungszen
tren.html#:~:text=Medizinische%20Versorgungszentren%20(%20MVZ%20)%20sind%20ei
genst%C3%A4ndige,kooperativ%20unter%20einem%20Dach%20zusammenarbeiten.  

6 Wenner, Ulrich, Lassen sich investorbetriebene MVZ verbieten?, in: KBV (Kassenärztliche Bundesvereinigung) 
Klartext, 5. September 2022, S. 596, abrufbar unter https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-inve
storbetriebene-mvz-verbie-ten.html#:~:text=Weiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von,be
stehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden.  

https://www.bbmv.de/positionen/aktualisiertes-bbmv-folgegutachten/
https://www.bbmv.de/positionen/aktualisiertes-bbmv-folgegutachten/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversicherung/ambulante-versorgung/medizinische-versorgungszentren.html#%3A~%3Atext%3DMedizinische%20Versorgungszentren%20(%20MVZ%20)%20sind%20eigenst%C3%A4ndige%2Ckooperativ%20unter%20einem%20Dach%20zusammenarbeiten
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversicherung/ambulante-versorgung/medizinische-versorgungszentren.html#%3A~%3Atext%3DMedizinische%20Versorgungszentren%20(%20MVZ%20)%20sind%20eigenst%C3%A4ndige%2Ckooperativ%20unter%20einem%20Dach%20zusammenarbeiten
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversicherung/ambulante-versorgung/medizinische-versorgungszentren.html#%3A~%3Atext%3DMedizinische%20Versorgungszentren%20(%20MVZ%20)%20sind%20eigenst%C3%A4ndige%2Ckooperativ%20unter%20einem%20Dach%20zusammenarbeiten
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/krankenversicherung/ambulante-versorgung/medizinische-versorgungszentren.html#%3A~%3Atext%3DMedizinische%20Versorgungszentren%20(%20MVZ%20)%20sind%20eigenst%C3%A4ndige%2Ckooperativ%20unter%20einem%20Dach%20zusammenarbeiten
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbie-ten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbie-ten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbie-ten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
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diverse Standorte bundesweit betreiben.7 Die Frage der Beschränkung bzw. des Verbots von in
vestorenbetriebenen MVZ, die betriebswirtschaftlichen Erwägungen und Gewinnerzielungsab
sichten unterliegen, wird kontrovers diskutiert.8 Einerseits wird vorgebracht, dass sich die Quali
tät der ärztlichen Versorgung in investorenbetriebenen MVZ verschlechtern könnte und die Kos
ten steigen könnten.9 Auch wird zu bedenken gegeben, dass durch diese Entwicklung die ärztli
che Unabhängigkeit berührt und die Niederlassung einzelner Ärztinnen und Ärzte erschwert 
werden könnte.10 Demgegenüber werden Bedenken hinsichtlich des Bestehens einer solchen Ge
fahrenlage vorgebracht.11 Auch wenn die Ergebnisse einer aktuellen Meta-Studie12, die überwie
gend Daten aus den USA auswertet, darauf hindeuten, dass es zu negativen Auswirkungen auf 
die Qualität der Patientenversorgung kommen kann, wenn Gesundheitseinrichtungen von PEG 
betrieben werden, wird in Frage gestellt, ob die Daten und Ergebnisse ohne Weiteres auf 

7 Siehe z. B. Gesundheitsmarkt.de, Die Top 5 MVZ-Gruppen in der Augenheilkunde 2025, 9. Mai 2025, abrufbar 
unter https://www.gesundheitsmarkt.de/die-groessten-betreiber-von-augenarztpraxen/ und LabNews, Germany 
First: Das Ausland kauft zunehmend Deutschlands Labormedizin auf, 25. Januar 2025, abrufbar unter 
https://lab-news.de/germany-first-das-ausland-kauft-zunehmend-deutschlands-labormedizin-auf/.  

8 Zur Diskussion siehe mit weiteren Verweisen Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fach
gesellschaften (AWMF) e. V., Ärzte und Juristen der AWMF: Patientenversorgung darf nicht von Investoren-
Interessen getrieben sein, Pressemitteilung Dezember 2023, abrufbar unter https://www.awmf.org/service/awmf-
aktuell/default-621339d7bddc2836aa3ee72e8e84d4e7-14. 

9 So z. B. Sodan, Helge, Medizinische Versorgungszentren in der vertragszahnärztlichen Versorgung – Zur Ein
führung eines MVZ-Registers sowie zur Eignung insbesondere von investorenbetriebenen zahnärztlichen medi
zinischen Versorgungszentren, Rechtsgutachten im Auftrag der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung, 2020, 
abrufbar unter https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf. 

10 Wenner, Ulrich, Lassen sich investorbetriebene MVZ verbieten?, in: KBV Klartext, 5. September 2022, abrufbar 
unter https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbie
ten.html#:~:text=Weiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von,bestehen%20verfassungsrecht
lich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden. Zur Unabhängigkeit einschließlich der (Nicht-)Anwendbar
keit von § 32 Abs. 1 S. 1 Zulassungsverordnung für Ärzte siehe auch Hörnlein, Hendrik, Beteiligung an zugelas
senen Krankenhäusern als MVZ-Gründungsberechtigte gem. 95 Abs. 1a S. 1 SGB V – Zulässige Gestaltung oder 
Gestaltungsmissbrauch?, in: Medizinrecht (MedR) 2022 (40), S. 472-478 (475, 478), abrufbar unter 
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-022-6221-y. 

11 So z. B. Ladurner, Andreas u. a., Stand und Weiterentwicklung der gesetzlichen Regelungen zu medizinischen 
Versorgungszentren, Rechtsgutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG), November 
2020, abrufbar unter https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Mi
nisterium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf.  

12 Gemeint ist folgende Meta-Studie: Borsa, Alexander u. a., Evaluating trends in private equity ownership and 
impacts on health outcomes, costs, and quality: systematic review, in: British Medical Journal (BMJ) 2023; 382, 
abrufbar unter https://www.bmj.com/content/382/bmj-2023-075244. Die näher betrachteten Studien erstrecken 
sich über acht Länder, wobei die meisten (47 von 55) die Situation in den USA betreffen. Die am häufigsten un
tersuchten Gesundheitseinrichtungen waren Pflegeheime. 

https://www.gesundheitsmarkt.de/die-groessten-betreiber-von-augenarztpraxen/
https://lab-news.de/germany-first-das-ausland-kauft-zunehmend-deutschlands-labormedizin-auf/
https://www.awmf.org/service/awmf-aktuell/default-621339d7bddc2836aa3ee72e8e84d4e7-14
https://www.awmf.org/service/awmf-aktuell/default-621339d7bddc2836aa3ee72e8e84d4e7-14
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbieten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbieten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
https://www.kbv-klartext.de/perspektiven/lassen-sich-investorbetriebene-mvz-verbieten.html#%3A~%3Atext%3DWeiterhin%20k%C3%B6nnte%20ein%20Ausschluss%20von%2Cbestehen%20verfassungsrechtlich%20besonders%20hohe%20H%C3%BCrden
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-022-6221-y
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf
https://www.bmj.com/content/382/bmj-2023-075244
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Deutschland übertragbar sind.13 In Deutschland werden ambulante ärztliche Leistungen für ge
setzlich Krankenversicherte nach dem Einheitlichen Bewertungsmaßstab abgerechnet und daher 
„deutlich seltener als beispielsweise in den USA direkt zwischen Einrichtungen und Kostenträ
gern ausgehandelt“, heißt es.14  
 
Seit der gesetzlichen Einführung von MVZ im Jahr 2004 wurden verschiedene gesetzliche Ände
rungen vorgenommen, gerade auch mit dem Ziel, investorenbetriebene MVZ einzuschränken.15 
So wurde mit dem Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Kran
kenversicherung (GKV-Versorgungsstrukturgesetz – GK-VStG) vom 22. Dezember 201116 eine 
Gründungsbeschränkung vorgenommen, indem § 95 SGB V um einen neuen Abs. 1a ergänzt 
wurde. Die Gründungsberechtigung wurde auf bestimmte Leistungserbringer beschränkt. Dem
nach sollten Leistungserbringer nach dem SGB V, die nicht an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmen, von der Gründung eines MVZ ausgeschlossen werden: „Die Erfahrungen der letzten 
Jahre haben gezeigt, dass medizinische Versorgungszentren besonders in den kapitalintensiven 
Bereichen wie der Labormedizin oder der operierenden Augenheilkunde immer häufiger von In
vestoren gegründet werden, die keinen fachlichen Bezug zur medizinischen Versorgung haben, 
sondern allein Kapitalinteressen verfolgen. In den medizinischen Versorgungszentren, die von 
solchen Investoren gegründet werden, besteht die Gefahr, dass medizinische Entscheidungen von 
Kapitalinteressen beeinflusst werden.“17 In der Folge zeigte sich allerdings, dass Investoren und 
speziell PEG dadurch nicht von der Gründung eines MVZ ausgeschlossen sind. Sie können ein 
Krankenhaus erwerben, das wiederum ein MVZ gründen kann.18 Durch das Gesetz für schnellere 

13 Siehe zur Diskussion Bundesverband der Betreiber medizinischer Versorgungszentren (BBMV) e. V., Metastudie 
zu Private Equity im Gesundheitswesen: keine Rückschlüsse für Deutschland möglich, 31. Juli 2023, abrufbar 
unter https://www.bbmv.de/2023/07/31/metastudie-zu-private-equity-im-gesundheitswesen-keine-
r%C3%BCckschl%C3%BCsse-f%C3%BCr-deutschland-m%C3%B6glich/; Private-Equity-Übernahmen erhöhen 
Kosten für Patienten und Kostenträger, in: Deutsches Ärzteblatt, 25. Juli 2023, abrufbar unter https://www.aerz
teblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-
4cb2-b308-f18a7939cbdf; Mühlhauser, Ingrid/Meyer, Gabriele, Investorgetragene renditeorientierte Patienten
versorgung: Sind die Studienergebnisse auf das deutsche Gesundheitssystem übertragbar?, in: Kassenärztliche 
Vereinigung Hamburg (KVH) Journal, Mai 2025, abrufbar unter https://journal.kvhh.net/5-2024/investorgetra
gene-renditeorientierte-patientenversorgung sowie AWMF e. V., Ärzte und Juristen der AWMF: Patientenversor
gung darf nicht von Investoren-Interessen getrieben sein, Pressemitteilung Dezember 2023, abrufbar unter 
https://www.awmf.org/service/awmf-aktuell/default-621339d7bddc2836aa3ee72e8e84d4e7-14.  

14 Private-Equity-Übernahmen erhöhen Kosten für Patienten und Kostenträger, in: Deutsches Ärzteblatt, 25. Juli 
2023, abrufbar unter https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-pati
enten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf. 

15 Ternick, René, Auf dem Prüfstand: medizinische Versorgungszentren mit Investorenbeteiligung, in: NZS 2022 
(4), S. 121-130 (121). 

16 BGBl. I S. 2983. 

17 Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versorgungsstrukturgesetz – GKV-VStG), BT-Drs. 17/6906, S. 70. 

18 Näher dazu Li, Aurora u. a., Profite vor Patientenwohl: Private-Equity-Beteiligungen an Arztpraxen in Deutsch
land, 2023, abrufbar unter https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patienten
wohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf: „Anstatt selber ein MVZ zu gründen, 
erwerben Private-Equity-Firmen typischerweise ein Krankenhaus. Dieses kann dann ein MVZ gründen oder auf
kaufen. Daraus wird wiederum ein Konzern, der Arztpraxen aufkauft und diese als Filialen betreibt.“ (S. 11) 

https://www.bbmv.de/2023/07/31/metastudie-zu-private-equity-im-gesundheitswesen-keine-r%C3%BCckschl%C3%BCsse-f%C3%BCr-deutschland-m%C3%B6glich/
https://www.bbmv.de/2023/07/31/metastudie-zu-private-equity-im-gesundheitswesen-keine-r%C3%BCckschl%C3%BCsse-f%C3%BCr-deutschland-m%C3%B6glich/
https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf
https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf
https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf
https://journal.kvhh.net/5-2024/investorgetragene-renditeorientierte-patientenversorgung
https://journal.kvhh.net/5-2024/investorgetragene-renditeorientierte-patientenversorgung
https://www.awmf.org/service/awmf-aktuell/default-621339d7bddc2836aa3ee72e8e84d4e7-14
https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf
https://www.aerzteblatt.de/news/private-equity-uebernahmen-erhoehen-kosten-fuer-patienten-und-kostentraeger-5676cb8c-f939-4cb2-b308-f18a7939cbdf
https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf
https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf
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Termine und bessere Versorgung (Terminservice- und Versorgungsgesetz - TSVG) vom 6. Mai 
201919 wurden einschränkende Regelungen für die Gründung oder Erweiterung zahnärztlicher 
MVZ in der Trägerschaft von Krankenhäusern aufgenommen (§ 95 Abs. 1b SGB V). Danach kann 
– neben weiteren Vorgaben und Abweichungen – ein zahnärztliches MVZ von einem Kranken
haus nur gegründet werden, soweit der Versorgungsanteil der vom Krankenhaus damit insgesamt 
gegründeten zahnärztlichen MVZ an der vertragszahnärztlichen Versorgung in dem Planungsbe
reich, in dem die Gründung beabsichtigt ist, zehn Prozent nicht überschreitet. Der Gesetzgeber 
betont, dass diese Regelung verhältnismäßig und damit verfassungsrechtlich unbedenklich ist: So 
heißt es in der Gesetzesbegründung20: „Regelungsalternativen zur gleichwertigen Erreichung der 
genannten Regelungsziele (Verhinderung wettbewerbsfeindlicher Anbieterdominanz, ausgewo
gene und flächendeckende Versorgung, Verhinderung großflächiger Fehlversorgung) sind nicht 
ersichtlich.“ (S. 188) Die Regelung stelle das mildere Mittel gegenüber einem vollständigen Aus
schluss der Gründungsbefugnis für Krankenhäuser oder gegenüber einer umfassenden Zulas
sungsbeschränkung dar. Eine im letzten Jahr erfolgte Ankündigung des damaligen Bundesge
sundheitsministers Karl Lauterbach (SPD), investorengetragene MVZ müssten gesetzlich verboten 
werden, ist nicht weiterverfolgt worden.21  
 
Der aktuelle Koalitionsvertrag sieht ein Gesetz zur Regulierung investorenbetriebener MVZ 
(iMVZ-Regulierungsgesetz) vor. Dieses soll „Transparenz über die Eigentümerstruktur sowie die 
systemgerechte Verwendung der Beitragsmittel“ gewährleisten.22 Bereits im Jahr 2023 hat der 
Bundesrat einen Entschließungsantrag gefasst, mit dem die Bundesregierung aufgefordert wird, 
ein MVZ-Regulierungsgesetz zu schaffen. In der Begründung verweist der Bundesrat auf eine 
steigende Zahl investorengetragener MVZ und sieht darin ein Risiko für eine flächendeckende, 
umfassende Versorgung, da „Investoren die Versorgungskapazitäten tendenziell in lukrative Bal
lungsgebiete“ verlagern würden. Der Entschließungsantrag fordert u. a. eine Einrichtung eines 
MVZ-Registers, eine Kennzeichnungspflicht für Träger und Betreiber auf dem Praxisschild, eine 
räumliche Beschränkung der Gründungsbefugnis von Krankenhäusern, eine Begrenzung des Ver
sorgungsanteils sowie die Stärkung der ärztlichen Leitung.23  

19 BGBl. I S. 646. 

20 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung – Drucksachen 19/6337, 19/6436 – Entwurf eines Gesetzes für schnellere Termine und bessere 
Versorgung (Terminservice- und Versorgungsgesetz – TSVG), BT-Drs. 19/8351 vom 13. März 2019. Demgegen
über werden in der Literatur teilweise verfassungsrechtliche Bedenken geäußert. 

21 Lauterbach-Vorstoß befeuert Debatte über investorengetragene Medizinische Versorgungszentren, in: Deutsches 
Ärzteblatt, 23. Mai 2024, abrufbar unter https://www.aerzteblatt.de/news/lauterbach-vorstoss-befeuert-debatte-
ueber-investorengetragene-medizinische-versorgungszentren-30f4e92a-6c26-4052-9406-4c500f0b776a.  

22 Verantwortung für Deutschland, Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 21. Legislaturperiode, S. 107, 
abrufbar unter https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf.  

23 Entschließung des Bundesrates „Schaffung eines MVZ-Regulierungsgesetzes“, BR-Drs. 211/23 (Beschluss) vom 
16. Juni 2023. Kritisch vor allem gegenüber Gründungsbeschränkungen im Entschließungsantrag z. B. der Ver
band der Akkreditierten Labore in der Medizin (ALM), MVZ-Regulierung: Beschränkungen sind kein Beitrag zur 
Verbesserung der Qualität der medizinischen Versorgung!, Pressemitteilung vom 16. Juni 2023, abrufbar unter 
https://www.alm-ev.de/mvz-regulierung-beschraenkungen-sind-kein-beitrag-zur-verbesserung-der-qualitaet-der-
medizinischen-versorgung/. Kritisch zu einigen Vorschlägen des Bundesrates Gersch-Souvignet, Sarah/Purk
hardt, Jan Moritz, Schluss mit investorenbetriebenen Medizinischen Versorgungszentren?, in: MedR 2025 (43), 
S. 20-24, S. 22, abrufbar unter https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-024-6931-4. 

https://www.aerzteblatt.de/news/lauterbach-vorstoss-befeuert-debatte-ueber-investorengetragene-medizinische-versorgungszentren-30f4e92a-6c26-4052-9406-4c500f0b776a
https://www.aerzteblatt.de/news/lauterbach-vorstoss-befeuert-debatte-ueber-investorengetragene-medizinische-versorgungszentren-30f4e92a-6c26-4052-9406-4c500f0b776a
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
https://www.alm-ev.de/mvz-regulierung-beschraenkungen-sind-kein-beitrag-zur-verbesserung-der-qualitaet-der-medizinischen-versorgung/
https://www.alm-ev.de/mvz-regulierung-beschraenkungen-sind-kein-beitrag-zur-verbesserung-der-qualitaet-der-medizinischen-versorgung/
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-024-6931-4
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Geplante Einschränkungen für investorenbetriebene MVZ müssen im Einklang vor allem mit dem 
Grundrecht der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch
land (GG)24 stehen. Eingriffe erfordern eine legitime Zwecksetzung im Interesse des Gemeinwohls 
und müssen für die Zielerreichung geeignet, erforderlich sowie angemessen sein.25 Zu beachten 
ist insbesondere auch der allgemeine Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG), der ein Verbot der 
Ungleichbehandlung ohne sachlichen Grund enthält.26  
 
Die vorliegende Dokumentation stellt verschiedene Gutachten und Analysen mit – je nach Inte
ressenlage – unterschiedlichen Ergebnissen sowie einige weitere Veröffentlichungen zur Thema
tik vor, die sich in den letzten Jahren mit der Thematik der investorenbetriebenen MVZ und ih
ren Auswirkungen befasst haben.  
 
2. Gutachten und Analysen 

Runschke, Benedikt u. a., Rolle der medizinischen Versorgungszentren in der zahnärztlichen 
Versorgung – Auswertung einer Primärdatenerhebung in zahnärztlichen MVZ mit Investorenbe
teiligung27, WifOR Institute GmbH (Hrsg.), Gutachten im Auftrag der überregionalen zahnärztli
chen Versorgungszentren Acura MVZ GmbH, AllDent Holding GmbH, DentaDox MVZ GmbH, 
EDG Deutschland Holding GmbH, KonfiDents GmbH, zahneins GmbH, September 2020,  
Interview mit Franz Maier, CEO der Acura, Zum Praxismarkt in Deutschland und zur Rolle von 
MVZ in der zahnärztlichen Versorgung, in: Quintessenz Verlags-GmbH, 21. Dezember 2020, ab
rufbar unter https://www.quintessence-publishing.com/deu/de/news/nachrichten/wirtschaft/wir-
tragen-unseren-teil-zur-versorgung-in-der-flaeche-bei und sowie Interview mit Franz Maier (A
cura), Dr. Daniel Wichels (zahneins) und Dr. Jörn Thiemer (KonfiDents), Gutachten zu IZMVZ, 
in: Die Zahnarztwoche (dzw), 2. Januar 2021, abrufbar unter https://dzw.de/investor-zmvz-gut
achten-acura-zahneins-konfidents#:~:text=Es%20gibt%20ein%20neues%20Gutach
ten,der%20zahneins%20GmbH%20aus%20Hamburg.  
 
Für das Gutachten wurden 24 zahnärztliche MVZ mit Investorenbeteiligung befragt und Daten 
aus je zwei Quartalen vor dem Investoren-Einstieg und zwei darauffolgenden Quartalen entnom
men. Wie aus der Berichterstattung dazu hervorgeht28, sieht das Gutachten in 

24 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-
1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 94). 

25 Ruffert, in: Beck Onlinekommentar Grundgesetz, 61. Edition, Stan: 15. März 2025, Art. 12 Rn. 89 ff. 

26 Thiele, in: Dreier, GG-Kommentar, 4. Auflage 2023, Art. 3 Rn. 39. 

27 Das Gutachten ist nicht veröffentlicht worden und konnte daher nicht eingesehen werden. Die Informationen 
stammen aus der Presseberichterstattung sowie aus anderen Gutachten wie z. B. Schöneberg, Katharina/Vitols, 
Katrin, Branchenanalyse Medizinische Versorgungszentren: Strukturen, wirtschaftliche Trends, Arbeit und Be
schäftigung in der ambulanten medizinischen Versorgung, Hans Böckler Stiftung (Hrsg.), Mai 2023, abrufbar 
unter https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf. 

28 Schöneberg, Katharina/Vitols, Katrin, Branchenanalyse Medizinische Versorgungszentren: Strukturen, wirt
schaftliche Trends, Arbeit und Beschäftigung in der ambulanten medizinischen Versorgung, Hans Böckler Stif
tung (Hrsg.), Mai 2023, S. 53, abrufbar unter https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fo
foe_WP_288_2023.pdf.  

https://www.quintessence-publishing.com/deu/de/news/nachrichten/wirtschaft/wir-tragen-unseren-teil-zur-versorgung-in-der-flaeche-bei
https://www.quintessence-publishing.com/deu/de/news/nachrichten/wirtschaft/wir-tragen-unseren-teil-zur-versorgung-in-der-flaeche-bei
https://dzw.de/investor-zmvz-gutachten-acura-zahneins-konfidents#%3A~%3Atext%3DEs%20gibt%20ein%20neues%20Gutachten%2Cder%20zahneins%20GmbH%20aus%20Hamburg
https://dzw.de/investor-zmvz-gutachten-acura-zahneins-konfidents#%3A~%3Atext%3DEs%20gibt%20ein%20neues%20Gutachten%2Cder%20zahneins%20GmbH%20aus%20Hamburg
https://dzw.de/investor-zmvz-gutachten-acura-zahneins-konfidents#%3A~%3Atext%3DEs%20gibt%20ein%20neues%20Gutachten%2Cder%20zahneins%20GmbH%20aus%20Hamburg
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf
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investorenbetriebenen MVZ eine ergänzende Möglichkeit, die zahnärztliche Versorgung im länd
lichen Raum sicherzustellen. Eine veränderte Abrechnungspraxis könne nicht ausgemacht wer
den. Gerade die zahnärztliche Prophylaxe bilde einen wesentlichen Faktor bei solchen MVZ. 
Eine Ausweitung der Stichprobe auf weitere zahnärztliche MVZ, sowohl mit als auch ohne Inves
torenbeteiligung, sei sinnvoll. Im Interview heißt es zur Diskussion um ein Transparenzregister: 
„Im Internet können Sie über die Handelsregister und die entsprechenden Quellen nicht nur sehr 
schnell herausfinden, wer welchen Anteil an welchem Unternehmen hält – Sie können sogar die 
Satzungen der entsprechenden Unternehmen einsehen und so vom Geschäftszweck bis zum Ver
hältnis der Stimmrechte in einer Gesellschafterversammlung eines Unternehmens alles binnen 
weniger Sekunden in Erfahrung bringen. Der wirtschaftliche Erfolg eines Unternehmens ist über 
die publikationspflichtigen Bilanzen ebenfalls in Sekundenschnelle zu erfahren.“ (Interview in 
Quintessenz)29 
 
Haß, Friederike u. a., Investorenbetriebene MVZ in der vertragszahnärztlichen Versorgung – 
Entwicklung und Auswirkungen, Institut für Gesundheits- und Sozialforschung in Berlin - IGES 
Institut GmbH (Hrsg.), Gutachten für die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung, Oktober 2020, 
abrufbar unter https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/con
tent/e6/e1621/e10211/e24893/e26287/e26288/e26290/attr_objs26292/Gutachten_Z-MVZ_I
GES_2020-10_web_ger.pdf sowie Gutachten: Investoren-MVZ tragen wenig zur flächendecken
den zahnmedizinischen Versorgung bei, Mitteilung des IGES-Instituts vom 15. Dezember 2022, 
abrufbar unter https://www.iges.com/kunden/gesundheit/forschungsergebnisse/2020/zahnaerzt
liche-mvz/index_ger.html.  
 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass sich MVZ – sowohl investorenbetriebene als auch 
solche im ärztlichen Eigentum – auf großstädtische, einkommensstarke Standorte konzentrieren. 
Hier sei bereits ein hoher zahnärztlicher Versorgungsgrad zu verzeichnen. Einzelpraxen und Be
rufsausübungsgemeinschaften verteilten sich dagegen nahezu proportional zu den jeweiligen Be
völkerungsanteilen. Investorenbetriebene MVZ erzielten zudem höhere Umsätze. Dies sei im Be
reich der konservierend-chirurgischen Leistungen auf Mengenausweitungen und bei Zahnersatz 
aus einer Umsatzausweitung bei den Neuversorgungen zurückzuführen. Ärztlich betriebene MVZ 
wiesen allerdings ähnliche Auffälligkeiten auf. Der Versorgungsanteil der investorenbetriebenen 
MVZ sei aber noch nicht sehr hoch, so dass sich die höheren Abrechnungsvolumina noch nicht 
spürbar auswirkten. Dies könne sich bei weiterem Anstieg der investorenbetriebenen MVZ än
dern. Das Gutachten sieht darüber hinaus keinen nennenswerten Beitrag von investorenbetriebe
nen MVZ zur Versorgung ländlicher Räume und vulnerabler Patientengruppen. Ähnlich verhalte 
sich dies bei ärztlich betriebenen MVZ. Erforderlich seien ggf. weitere Untersuchungen „auf ei
ner tiefer gehenden Datengrundlage und mit spezifisch zahnmedizinischem Sachverstand“ 
(S. 13). Betont wird aber auch: „Auch aus Sicht der Gutachter sollten bessere Möglichkeiten 

29 Dem wird entgegengehalten, das Handelsregister sei zur Sicherstellung der vertragszahnärztlichen Versorgung 
sowie zur Beurteilung investorenspezifischer Gefahren nicht geeignet. Näher Sodan, Helge, Medizinische Ver
sorgungszentren in der vertragszahnärztlichen Versorgung – Zur Einführung eines MVZ-Registers sowie zur Eig
nung insbesondere von investorenbetriebenen zahnärztlichen medizinischen Versorgungszentren, Rechtsgut
achten im Auftrag der Kassen-zahnärztlichen Bundesvereinigung, 2020, S. 95 f. und S. 161, abrufbar unter 
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf: „Beispielsweise 
lässt sich hieraus jedoch nicht ablesen, welchen (weiteren) Tätigkeiten ein Gesellschafter einer Gesellschaft 
nachgeht oder wer – wenn es sich um eine juristische Person handelt – selbst an ihr beteiligt ist.“ (S. 96) 

https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e24893/e26287/e26288/e26290/attr_objs26292/Gutachten_Z-MVZ_IGES_2020-10_web_ger.pdf
https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e24893/e26287/e26288/e26290/attr_objs26292/Gutachten_Z-MVZ_IGES_2020-10_web_ger.pdf
https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e24893/e26287/e26288/e26290/attr_objs26292/Gutachten_Z-MVZ_IGES_2020-10_web_ger.pdf
https://www.iges.com/kunden/gesundheit/forschungsergebnisse/2020/zahnaerztliche-mvz/index_ger.html
https://www.iges.com/kunden/gesundheit/forschungsergebnisse/2020/zahnaerztliche-mvz/index_ger.html
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf
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geschaffen werden, den potenziellen Einfluss der Verbreitung von zahnärztlichen (i-)MVZ30  
auf Qualität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung zeitnah, präzise und mit vertretbarem Auf
wand beobachten bzw. analysieren zu können. Dies wird gegenwärtig bereits dadurch stark er
schwert, dass die Eigentumsverhältnisse von insbesondere in Krankenhausträgerschaft betriebe
nen (i-)MVZ nur mit hohem Zusatzaufwand und behaftet mit Unsicherheiten ermittelt werden 
können. Die Forderung der KZVen nach verbesserter Transparenz bzgl. der Eigentümerstrukturen 
von (i-)MVZ ist daher aus Sicht der Gutachter zu unterstützen, weil ohne diese Grunddaten ent
sprechende Analysen nicht ohne weiteres möglich sind.“ (S. 13 des Gutachtens) 
 
Sodan, Helge, Medizinische Versorgungszentren in der vertragszahnärztlichen Versorgung – Zur 
Einführung eines MVZ-Registers sowie zur Eignung insbesondere von investorenbetriebenen 
zahnärztlichen medizinischen Versorgungszentren, Rechtsgutachten im Auftrag der Kassenzahn
ärztlichen Bundesvereinigung, 2020, abrufbar unter https://www.kzbv.de/wp-content/uplo
ads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf sowie Gefährdungen der Freiberuflich
keit in der vertragsärztlichen Versorgung durch medizinische Versorgungszentren, Rechtsgut
achten erstattet im Auftrag der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns, 2021, abrufbar unter 
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/KVB-Rechtsgutach
ten-MVZ-2021.pdf.  
 
Der Autor sieht in der Beteiligung von Finanzinvestoren an der vertragszahnärztlichen Versor
gung, insbesondere mit Blick auf deren räumliche Verteilung und auf die Bildung von MVZ-Ket
ten, Gefahren für das Patientenwohl und die Versorgungsqualität. Grundlage dieser Gefahren
prognose seien Auffälligkeiten im Abrechnungsverhalten von investorenbetriebenen zahnärztli
chen MVZ im Vergleich zu Einzelpraxen und Berufsausübungsgemeinschaften, Erfahrungen aus 
dem europäischen Ausland, Verlautbarungen von Finanzinvestoren oder diesen nahestehenden 
Beratungsunternehmen sowie die bisherige Entwicklung. Die Behandlung am Maßstab der Ren
dite rufe einen Zielkonflikt zwischen einer Behandlung nach der zahnärztlichen Kunst einerseits 
und der wirtschaftlich vorteilhaftesten Behandlung andererseits hervor. Als Gegenmaßnahmen 
werden u. a. eine räumlich-fachliche Beschränkung der Gründungsbefugnis von Krankenhäusern, 
eine Eignungsprüfung für MVZ mit der Möglichkeit einer Nichtzulassung oder eines Zulassungs
entzuges und der Aufbau eines MVZ-Registers genannt. Das Register „sollte sowohl Aussagen 
über die Eignung von MVZ für eine ordnungsgemäße Ausübung der vertragszahnärztlichen Tätig
keit ermöglichen als auch für die Planung und die Sicherstellung der vertragszahnärztlichen Ver
sorgung herangezogen werden können. Für die Einbindung in das Zulassungsverfahren wäre 
maßgeblich, dass eine Pflicht zur Eintragung in das Register begründet würde, die wie für Zahn
ärzte als Voraussetzung für die Bewerbung um die Zulassung ausgestaltet sein könnte. Der in das 
Register aufzunehmende Datenkranz würde sich nach den Zwecken des Registers bemessen. 
Über die im Rahmen des Zulassungsverfahrens bisher vorgelegten Informationen hinaus sollte 
das Register Angaben über die Ebenen hinter den Krankenhausträgergesellschaften und damit 
Auskunft über die Beteiligung von Investoren sowie deren Absichten ermöglichen.“ (S. 102 des 
Gutachtens 2020)  
 
  

30 Hinweis: Mit (i-)MVZ sind investorenbetriebene MVZ gemeint. 

https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Rechtsgutachten_Z-MVZ_Sodan_2020-10_web.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/KVB-Rechtsgutachten-MVZ-2021.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/KVB-Rechtsgutachten-MVZ-2021.pdf
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Ladurner, Andreas u. a., Stand und Weiterentwicklung der gesetzlichen Regelungen zu medizini
schen Versorgungszentren, Rechtsgutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG), November 2020, abrufbar unter https://www.bundesgesundheitsministerium.de/filead
min/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzli
chen_Regelungen_zu_MVZ.pdf. 
 
Das Gutachten hält fest, dass MVZ einen wesentlichen Beitrag zur ambulanten vertragsärztlichen 
Versorgung leisten. Es sieht keine ausreichende Datenlage, „die belastbar – positive oder negative 
– Zusammenhänge zwischen Versorgungsqualität in MVZ und bestimmten MVZ-Trägern (in ärzt
lichem Eigenbesitz oder in Hand von Investoren) belegen könnten.“ (S. 2) Die im Rahmen vergan
gener Gesetzgebungsverfahren zugrunde gelegten Bedenken des Gesetzgebers, von investorenbe
triebenen MVZ gingen Gefahren für die Versorgungsqualität aus, ließen sich weder bestätigen 
noch entkräften. Die Gutachterinnen und Gutachter halten den derzeitigen Regulierungsrahmen 
für MVZ für ausreichend. Dennoch befürworten sie Transparenzvorschriften, die MVZ dazu ver
pflichten, an jeder Betriebsstätte die ärztliche Leitung und den Träger des MVZ anzugeben. 
Dadurch sollen die Patientinnen und Patienten besser informiert werden. In diesem Zusammen
hang seien neben dem SGB V auch die Vorschriften über das Arztregister anzupassen. Wenn so 
gewährleistet sei, dass Träger und Trägertypen von zugelassenen MVZ flächendeckend erfasst 
sind, könne durch Abgleich mit bereits derzeit bestehenden Registern (Handelsregister, Transpa
renzregister nach dem Geldwäschegesetz) in der Regel festgestellt werden, wer Inhaber und ggf. 
mittelbar wirtschaftlich Berechtigter eines MVZ-Trägers ist.31 Von einem MVZ-Sonderregister 
wird ausdrücklich abgeraten, da hier verfassungsrechtliche Bedenken im Hinblick auf den allge
meinen Gleichheitssatz bestünden. Ein gesondertes Register müsse alle Inhaber von Leistungser
bringern in der ambulanten und stationären GKV-Versorgung erfassen. Zudem wird vorgeschla
gen, „Ärzten die Beteiligung an MVZ-Trägern weiter zu erleichtern und so den Leistungserbrin
gertyp des MVZ in ärztlichem Eigenbesitz zu stärken“ (S. 5). Dazu sollten Betriebsvoraussetzun
gen gesetzlich definiert werden, sodass die Ärzteschaft im MVZ jederzeit und unbeschränkt Ge
sellschaftsanteile am MVZ erwerben und halten könne. Für den Fall, dass der Gesetzgeber weite
ren Handlungsbedarf sieht, schlagen die Autorinnen und Autoren vor, die Funktion der ärztli
chen Leitung im MVZ durch einen besonderen Abberufungs- und Kündigungsschutz zu stärken. 
Auch könne der Gesetzgeber sachfremde monetäre Anreize für die ärztliche Leitung gesetzlich 
abwehren. Hierzu könnten die Kassenärztliche Bundesvereinigung und der Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen verpflichtet werden, im Einvernehmen mit den Arbeitsgemeinschaften der 
Berufskammern auf Bundesebene Empfehlungen zu erarbeiten, mit denen sichergestellt würde, 
dass vertragliche Vereinbarungen zwischen der ärztlichen Leitung und der Trägergesellschaft 
keine entsprechenden Anreize enthalten. 
 
Neubauer, Günter u. a., Darstellung und Bewertung der ambulant-ärztlichen Versorgung in 
Deutschland durch medizinische Versorgungszentren mit Kapitalbeteiligung, Gutachten erstellt 
mit Unterstützung des Bundesverbands der Betreiber medizinischer Versorgungszentren (BBMV) 
e. V., Institut für Gesundheitsökonomik (Hrsg.), Dezember 2020, abrufbar über den BBMV unter 
https://www.bbmv.de/positionen/.  
 

31 Siehe hierzu auch Gersch-Souvignet, Sarah/Marx, Eric, MVZ – Neue Gesetzgebung und ihre Folgen für die Ver
tragsgestaltung, 2023, S. 8 f., abrufbar unter https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-
Gersch-Souvignet.pdf.  

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/5_Publikationen/Ministerium/Berichte/Stand_und_Weiterentwicklung_der_gesetzlichen_Regelungen_zu_MVZ.pdf
https://www.bbmv.de/positionen/
https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-Gersch-Souvignet.pdf
https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-Gersch-Souvignet.pdf
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Ausgehend davon, dass die Preise aufgrund des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs und der Ge
bührenordnung für Ärzte nicht frei gestaltbar sind, weist das Gutachten auf die Gestaltungsmög
lichkeiten auf der Kostenseite (z. B. laufende Betriebskosten) sowie begrenzt im Bereich der 
durchschnittlichen Vergütung durch Leistungsschwerpunkte, die abrechenbare Leistungsmenge 
und die Wahl des Praxisortes hin. Das Gutachten räumt eine leichte Verschiebung der investoren
betriebenen MVZ hin zu urbanen Gebieten ein, wobei rund ein Drittel den eher ländlich gepräg
ten Gebieten zuzuordnen sei. Im Ergebnis gefährdeten die investorenbetriebenen MVZ nicht die 
flächendeckende Versorgung, sondern leisteten gerade einen Beitrag dazu, weil sie in allen Berei
chen ähnlich wie andere MVZ und die niedergelassene Ärzteschaft anzutreffen seien. Da bei 
MVZ mit Kapitalbeteiligung die Praxis- und Geräteausstattung häufig moderner sei als bei ande
ren Leistungserbringern und die Prozessqualität hoch sei (zeitnahe Termine, kurze Wartezeiten, 
schnelle Befunde), entstehe für investorenbetriebene MVZ ein Wettbewerbsvorteil. Eine Befra
gung von 51 Ärztinnen und Ärzten und von nichtärztlichem Fachpersonal (18 Personen) in MVZ 
mit Kapitalbeteiligung zeige „eine hohe Arbeitszufriedenheit, was auf das Betriebsklima und 
letztlich auf die Patienten ausstrahlt“. Weiter heißt es: „Beschränkungen der Entscheidungsauto
nomie werden von den Beschäftigten wahrgenommen, doch bewerten sie diese mehrheitlich als 
nicht weitergehender als in vergleichbaren Versorgungseinrichtungen. Alle Berufsgruppen erken
nen Vorteile von Zielvorgaben auf die Effizienz und auf die Qualität der Versorgung an.“ (S. 54) 
 
Höpfner, Thomas u. a., Studie zur Identifikation von Zusammenhängen zwischen der Träger
schaft und der Qualität labormedizinischer Leistungserbringung in Deutschland, WIG2 GmbH  
– Wissenschaftliches Institut für Gesundheitsökonomie und Gesundheitssystemforschung in Zu
sammenarbeit mit der figus GmbH – Privates Forschungsinstitut für Gesundheits- und Systemge
staltung (Hrsg.), im Auftrag von Akkreditierte Labore in der Medizin (ALM) e. V., Januar 2021, 
abrufbar unter https://www.alm-ev.de/wp-content/uploads/2021/06/210608-Studie-ALM-WIG2-
figus.pdf.  
 
Die Studie befasst sich mit der Frage, inwieweit sich Unterschiede in der labormedizinischen 
Versorgungsqualität in Abhängigkeit der Trägerschaft identifizieren lassen. Dazu wurden fast 500 
Labore herangezogen, die überwiegend als MVZ und davon wiederum überwiegend als GmbH 
organisiert sind. Im Ergebnis wird betont, dass empirische Daten fehlen und daher nur begrenzt 
Aussagen möglich seien: „Ohne eine solche verbindliche Datengrundlage in hinreichender Breite 
und Tiefe können keine Qualitätsinformationen (vergleichend) definiert, erhoben und ausgewer
tet werden. Somit ist der Nachweis eines (direkten) Zusammenhangs zwischen Trägerschaft und 
Versorgungsqualität unter Beachtung dessen nicht möglich. Diese Erkenntnis ist nach der um
fangreichen Recherchearbeit im Rahmen dieser Studie als wichtiges Ergebnis anzuführen.“  
(S. 93) Laut der Studie ist die Qualität der labormedizinischen Leistungserbringung vor allem an 
der Prozessqualität (Abnahme, Qualität der Probe, Transport und Lieferung, Schnelligkeit, Quali
tät der Abläufe in der Praxis, Art der Diagnostik und Wartung) und in Auszügen auch an der 
Strukturqualität (apparative und räumliche Ausstattung) messbar. Es wird daher angenommen, 
dass „vernetze Laboratorien, wie investorengeführte Unternehmen, eine bessere Versorgungsqua
lität anbieten können“ (S. 91). Zudem sei bekannt, dass sich gerade jüngere Ärztinnen und Ärzte 
für eine Tätigkeit im Angestelltenverhältnis in größeren Strukturen entscheiden, da sie neben der 
teamorientierten Arbeit den fachlichen Austausch wünschten und hier zudem auch flexiblere 
Formen der Arbeitszeitgestaltungen realisieren könnten.  
 
  

https://www.alm-ev.de/wp-content/uploads/2021/06/210608-Studie-ALM-WIG2-figus.pdf
https://www.alm-ev.de/wp-content/uploads/2021/06/210608-Studie-ALM-WIG2-figus.pdf
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Tisch, Thorsten/Nolting, Hans-Dieter, Versorgungsanalyse zu MVZ im Bereich der KV Bayerns 
mit besonderem Augenmerk auf MVZ im Eigentum von Finanzinvestoren, Ergebnisbericht 
für die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns, IGES Institut GmbH (Hrsg.), Dezember 2021, abruf
bar unter https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/con
tent/e6/e1621/e10211/e27603/e27954/e27955/e27963/attr_objs27964/IGES-MVZ-Gutachten-Ap
ril-2022_ger.pdf sowie Kurzfassung der Analyse von März 2022, abrufbar unter 
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/IGES-MVZ-Gutach
ten-April-2022-Kurzfassung.pdf.  
 
Untersucht wird, „inwieweit sich systematische Unterschiede im Leistungs- und Versorgungsge
schehen zwischen MVZ und anderen Praxisformen (Einzelpraxen, Berufsausübungsgemeinschaf
ten) feststellen lassen, die mit der Hypothese einer stärker von ökonomischen Motiven getriebe
nen Vorgehensweise der MVZ bzw. der PEG-MVZ im Einklang stehen“ (S. 29 des Ergebnisbe
richts). Herangezogen worden seien Abrechnungsdaten von rund 178 Millionen ambulanten Be
handlungsfällen von knapp 12 Millionen Patientinnen und Patienten aus den Jahren 2018 und 
2019. Die Analyse zeige, dass eine Versorgung durch Ärzte in MVZ mit höheren Honorarumsät
zen als in Einzelpraxen einhergehe. Dies gelte sowohl bei Betrachtung der abgerechneten Arzt
gruppenfälle als auch bei Betrachtung der Behandlungskosten von Patientinnen und Patienten 
über einen längeren Zeitraum. Auffällig seien besonders die fachinternistische Versorgung sowie 
die Fachrichtungen Augenheilkunde und Gynäkologie. Zudem rechneten MVZ im Eigentum von 
Finanzinvestoren „in noch deutlicher ausgeprägterem Maße als die Gesamtheit der MVZ höhere 
Honorarvolumina“ (S. 31 des Ergebnisberichts) ab als Einzelpraxen: „In der Gesamtschau stützen 
die Ergebnisse der Analysen demnach die These einer stärkeren Ausrichtung von MVZ an ökono
mischen Motiven. Dies gilt umso mehr für MVZ im Eigentum von Private-Equity-Gesellschaften, 
für die gezeigt werden konnte, dass bei gleicher Patientenstruktur, gleichen Vorerkrankungen und 
gleichen Behandlungsanlässen noch höhere Honorarvolumina abgerechnet werden, als in ande
ren MVZ.“ (S. 8 der Kurzfassung) 
 
Burgi, Martin, Verfassungs- und europarechtliche Grenzen verschärfter und neuer Verbote und 
Beschränkungen betreffend die Träger- und Inhaberstrukturen von Medizinischen Versorgungs
zentren (MVZ), Rechtswissenschaftliches Gutachten im Auftrag des Bundesverbands der Betrei
ber medizinischer Versorgungszentren e. V. (BBMV), Mai 2023, abrufbar unter 
https://www.bbmv.de/positionen/rechtsgutachten-mvz-regulierung/ sowie Burgi, Martin, Verfas
sungs- und europarechtliche Grenzen weiterer Verbote betreffend die Träger- und Inhaberstruk
turen von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ), Folgegutachten zu 2023 im Auftrag des 
BBMV, April 2025, abrufbar unter https://www.bbmv.de/positionen/aktualisiertes-bbmv-folgegut
achten/.  
 
Das Gutachten aus dem Jahr 2023 untersucht Vorschläge zu gesetzlichen Verboten und Beschrän
kungen bezüglich der Träger- und Inhaberstrukturen von MVZ, wie sie z. B. im Entschließungs
antrag des Bundesrates, in Gutachten oder Positionspapieren benannt sind. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass insbesondere MVZ in der Trägerschaft von Krankenhäusern betroffen sind, de
ren Inhaber (wirtschaftliche Eigentümer) nichtärztliche private Kapitalgeber sind. Da MVZ-Trä
gerunternehmen durch das Grundrecht der Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG, durch den all
gemeinen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG und durch die Eigentumsfreiheit nach Art. 14 
GG geschützt sind, werden in Vorschlägen wie etwa einem Verbot von MVZ ohne örtlichen und 
fachlichen Bezug zu einer Klinik, von fachgleichen MVZ, von MVZ bei Überschreitung bestimm
ter Marktanteile sowie von Gewinnabführungs- und Beherrschungsverträgen verfassungs- bzw. 

https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e27603/e27954/e27955/e27963/attr_objs27964/IGES-MVZ-Gutachten-April-2022_ger.pdf
https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e27603/e27954/e27955/e27963/attr_objs27964/IGES-MVZ-Gutachten-April-2022_ger.pdf
https://www.iges.com/sites/igesgroup/iges.de/myzms/content/e6/e1621/e10211/e27603/e27954/e27955/e27963/attr_objs27964/IGES-MVZ-Gutachten-April-2022_ger.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/IGES-MVZ-Gutachten-April-2022-Kurzfassung.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/Ueber-uns/Gesundheitspolitik/Gutachten/IGES-MVZ-Gutachten-April-2022-Kurzfassung.pdf
https://www.bbmv.de/positionen/rechtsgutachten-mvz-regulierung/
https://www.bbmv.de/positionen/aktualisiertes-bbmv-folgegutachten/
https://www.bbmv.de/positionen/aktualisiertes-bbmv-folgegutachten/
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europarechtliche Grenzen gesehen. Demgegenüber seien verschärfte Transparenzvorgaben über 
die Eigentümerstrukturen, ein Verbot der sog. Konzeptbewerbung (Bewerbung eines MVZ im Zu
lassungsverfahren ohne Benennung eines konkreten Arztes)32 und eine Überprüfung der Versor
gungsaufträge hinsichtlich der Kernleistungen denkbar. Das Folgegutachten aus diesem Jahr be
schäftigt sich mit weiteren Regulierungsvorschlägen für MVZ. Danach werden ein Verbot von 
MVZ mit mehrheitlich nicht-ärztlichem Anteilsbesitz und mehrheitlich nicht-ärztlicher Stimm
rechtsinhaberschaft, ein Verbot von MVZ ohne Eignungsprüfung durch die Zulassungsaus
schüsse sowie ein Verbot von MVZ ab Überschreitung einer Obergrenze für die dort tätigen Ärz
tinnen und Ärzte als nicht verfassungsgemäß vor allem im Hinblick auf Art. 12 Abs. 1 und Art. 3 
GG eingestuft. Zu einer vorgeschlagenen Einschränkung bei der Nachbesetzung von ärztlichen 
Stellen33 äußert sich der Autor wie folgt: “Das Verbot der weiteren Teilnahme eines MVZ an der 
vertragsärztlichen Versorgung nach Ausscheiden einer angestellten Ärztin bzw. eines angestellten 
Arztes ließe sich zwar möglicherweise auf hinreichende Gründe des Gemeinwohls zurückführen. 
Es würde sich aber in der gegenwärtigen Ausgestaltung einer Neuausschreibungspflicht bei einer 
Tätigkeitsdauer der nun ausscheidenden, bislang angestellten Ärztin bzw. des Arztes von nur 
zehn Jahren als übermäßiger, jedenfalls als nicht angemessener Eingriff in die Berufswahlfreiheit 
und in die Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 AEUV darstellen. Angemessener wäre ein Zeit
raum von 20 bis 30 Jahren.“ (S. 21 des Folgegutachtens)  
 
Sodan, Helge, Gefährdungen der Freiberuflichkeit durch investorenbetriebene medizinische 
Versorgungszentren, Rechtswissenschaftliche Stellungnahme im Auftrag der Kassenzahnärztli
chen Bundesvereinigung, Juli 2023, abrufbar unter https://www.kzbv.de/wp-content/uplo
ads/Stellungnahme_Gefaehrdung_Freiberuflichkeit_iMVZ_Sodan_2023-07.pdf. 
 
Die Stellungnahme widerspricht dem vorgenannten, im Jahr 2023 veröffentlichten Gutachten 
„Verfassungs- und europarechtliche Grenzen verschärfter und neuer Verbote und Beschränkun
gen betreffend die Träger- und Inhaberstrukturen von Medizinischen Versorgungszentren (MVZ)“. 
Im Rahmen der Grundrechtsprüfung einzelner Vorschläge sei der Prognosespielraum des Gesetz
gebers nicht hinreichend berücksichtigt worden. Damit seien diskutierte Maßnahmen wie das Er
fordernis eines räumlich-fachlichen Bezugs von durch Krankenhäuser gegründeten MVZ, das 
Verbot fachgleicher MVZ, eine Höchstgrenze der Versorgungsanteile, das Verbot von Gewinnab
führungsverträgen, eine Eignungsprüfung für MVZ sowie die Einführung eines MVZ-Registers 
auch unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten umsetzbar.  
 
  

32 Nach aktueller Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) können Konzeptbewerbungen ohne die Benen
nung eines konkreten Arztes im Zulassungsverfahren ohnehin nicht berücksichtigt werden. Siehe dazu BSG, 
Urteil vom 15. Mai 2019, Az.: B 6 KA 5/18 R. 

33 Der Vorschlag stammt vom Gesundheits- und Pflegepolitischen Arbeitskreis der CSU (GPA). Näher GPA, Ethik- 
und Wertekodex für (Zahn-)Medizinische Versorgungszentren (MVZen), 2024, abrufbar unter 
https://www.csu.de/common/csu/content/csu/hauptnavigation/partei/parteiarbeit/gpa/2024/20241019_Be
schlusslage_Landesversammlung_GPA-Ethik-_und_Wertekodex_fuer_MVZ.pdf: „Die aktuell noch geltende 
Ewigkeitsklausel sollte abgeschafft werden. MVZen und Praxen niedergelassener Ärzte sollten gleich behandelt 
werden. Sollte ein in einem MVZ angestellter Arzt nach zehn Jahren ausscheiden, sollte dieser Arztsitz ausge
schrieben werden. Das SGB V und die auf diesem fußende Zulassungsverordnung Ärzte sollten deshalb geän
dert werden.“ 

https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Stellungnahme_Gefaehrdung_Freiberuflichkeit_iMVZ_Sodan_2023-07.pdf
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/Stellungnahme_Gefaehrdung_Freiberuflichkeit_iMVZ_Sodan_2023-07.pdf
https://www.csu.de/common/csu/content/csu/hauptnavigation/partei/parteiarbeit/gpa/2024/20241019_Beschlusslage_Landesversammlung_GPA-Ethik-_und_Wertekodex_fuer_MVZ.pdf
https://www.csu.de/common/csu/content/csu/hauptnavigation/partei/parteiarbeit/gpa/2024/20241019_Beschlusslage_Landesversammlung_GPA-Ethik-_und_Wertekodex_fuer_MVZ.pdf
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Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV), Fremdinvestoren in der vertragszahnärztli
chen Versorgung, Aktuelle Entwicklungen, Kennzahlen, Analysen zu investorengetragenen Me
dizinischen Versorgungszentren, Stand der Daten: 31. Dezember 2023, abrufbar unter 
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-04_iMVZ_Fremdinvestoren_vertragszahn
aerztliche_Versorgung.pdf sowie Investorengetragene zahnärztliche Medizinische Versorgungs
zentren (iMVZ): Eindämmung der Gefahren für die Patientenversorgung und Erhöhung der 
Transparenz, April 2024, abrufbar unter https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-
04_iMVZ_Gefahren_Patientenversorgung_Erhoehung_Transparenz.pdf. 
 
Nach Darstellung der KZBV lag der Anteil der investorenbetriebenen zahnärztlichen MVZ an al
len MVZ im vierten Quartal 2023 bei rund 30 Prozent. In der zahnärztlichen Versorgung seien na
hezu 96 Prozent aller MVZ in Krankenhausträgerschaft zugleich investorenbetrieben. Kranken
häuser dienten hier als Hilfsmittel für eine solche investorenbetriebene Gründung. Die KZBV 
sieht in investorenbetriebenen MVZ eine Gefahr für die zahnärztliche Versorgung. Neben der feh
lenden Transparenz zur Inhaberstruktur seien solche MVZ in ländlichen und strukturschwachen 
Gebieten kaum anzutreffen. Eine Analyse von Abrechnungsdaten weise auf eine Tendenz zu 
Über- und Fehlversorgungen in investorenbetriebenen MVZ im Vergleich zu bewährten Praxisfor
men hin. Zudem berge die Bildung größerer Ketten die Gefahr von regionalen Versorgungslücken 
im Fall von Insolvenzen. Schließlich zeigten die Daten, dass die Teilzeitquote bei der ärztlichen 
Belegschaft geringer ausfalle als in Einzelpraxen, Berufsausübungsgemeinschaften und zahnärzt
lich betriebenen MVZ. Vorgeschlagen werden eine räumliche und fachliche MVZ- Gründungsbe
schränkung für Krankenhäuser sowie eine Rechtsgrundlage für die Einrichtung von MVZ-Regis
tern auf Bundes- und Landesebene, „die Transparenz über die Inhaber- und Beteiligungsstruktu
ren, insbesondere von iMVZ, schafft und die Prüfung von deren Eignung zur Teilnahme an der 
Versorgung durch den Zulassungsausschuss ermöglicht“ (S. 1 der zweiten Quelle). Zudem soll
ten zahnärztliche MVZ laut KZBV gesetzlich verpflichtet werden, auf ihrem Praxisschild und auf 
ihrer Homepage Angaben über ihren Träger und die gesellschaftsrechtlichen Inhaberstrukturen 
zu machen. 
 
3. Weitere Veröffentlichungen  

Gersch-Souvignet, Sarah/Purkhardt, Jan Moritz, Schluss mit investorenbetriebenen Medizini
schen Versorgungszentren?, in: Medizinrecht (MedR) 2025 (43), S. 20-24, abrufbar unter 
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-024-6931-4. 

Der Beitrag betrachtet verschiedene Lösungsvorschläge zur Regulierung investorenbetriebener 
MVZ. Im Ergebnis wird eine räumliche Beschränkung der Gründungsbefugnis von zugelassenen 
Krankenhäusern aus verfassungsrechtlichen Gründen abgelehnt. Eine räumliche Begrenzung al
lein für Krankenhaus-MVZ lege eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Krankenhäusern 
und Vertragsärzteschaft nahe. Zudem wird angemerkt, dass das Wachstum großer Krankenhaus-
Gruppen mit vielen Standorten so weniger begrenzt würde als das Wachstum eines Krankenhaus-
Trägers mit nur einem Krankenhaus. Damit würde einer Monopolisierung durch große Kranken
hauskonzerne geradewegs Vorschub geleistet. Stattdessen wird eine Neuregelung des § 95 Abs. 
1b SGB V vorgeschlagen, wonach dieser nicht nur für zahnärztliche MVZ, sondern auch für ärzt
liche MVZ gelten soll. Weitere Anpassungen der Regelung werden empfohlen. So sollten „Kran
kenhaus-MVZ, die in stark unterversorgten Planungsbereichen zur Versorgung von GKV-Patien
ten beitragen, im Gegenzug zusätzliche Handlungsspielräume in anderen Planungsbereichen er
halten“. Zum Hintergrund heißt es dazu: „Dadurch sollen die strukturellen Vorteile der iMVZ 

https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-04_iMVZ_Fremdinvestoren_vertragszahnaerztliche_Versorgung.pdf
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-04_iMVZ_Fremdinvestoren_vertragszahnaerztliche_Versorgung.pdf
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-04_iMVZ_Gefahren_Patientenversorgung_Erhoehung_Transparenz.pdf
https://www.kzbv.de/wp-content/uploads/KZBV2024-04_iMVZ_Gefahren_Patientenversorgung_Erhoehung_Transparenz.pdf
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-024-6931-4
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gezielt zur Verbesserung der Versorgungsqualität in ländlichen und strukturschwachen Regionen 
genutzt werden.“ Eine solche Anreizstruktur, bindende Transparenzvorschriften und Regelungen 
zur Stärkung der ärztlichen Leitung könnten einen Beitrag zur Stärkung unterversorgter Regionen 
bieten: „Es bedarf einer Regulierung, die sowohl die ärztliche Unabhängigkeit, die freie Arztwahl 
und die Trägervielfalt als auch die Innovationskraft und Effizienz der iMVZ berücksichtigt. Eine 
solche differenzierte Herangehensweise könnte das Potenzial haben, die unterschiedlichen Inte
ressen von Politik, Patienten sowie der Ärzteschaft in Einklang zu bringen und somit das Ge
sundheitssystem insgesamt zu stärken.“ (alle Zitate S. 24) 
 

Positionierung der Bundesärztekammer zur Begrenzung der Übernahme von Medizinischen 
Versorgungszentren, 1. August 2023, abrufbar unter https://www.bundesaerztekammer.de/filead
min/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/iMVZ_Rechtsgutachten_Wuerdi
gung_BAEK_2023-08-01.pdf, Positionen der Bundesärztekammer: Regelungsbedarf für Medizi
nische Versorgungszentren zur Begrenzung der Übernahme von MVZ durch fachfremde Fi
nanzinvestoren, 19. April 2023, abrufbar unter https://www.bundesaerztekammer.de/filead
min/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/BAEK-Position_Investorenbetrie
bene_MVZ_2023_04_19.pdf sowie Positionen der Bundesärztekammer zum Regelungsbedarf für 
Medizinische Versorgungszentren zur Begrenzung der Übernahme von MVZ durch fachfremde 
Finanzinvestoren und zur Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen und umfassenden am
bulanten Versorgung, 9. Januar 2023, abrufbar unter https://www.bundesaerztekam
mer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Regelungsbe
darf_MVZ_BAEK_2023_01_09_mit_Fussnote_2025_06_17.pdf.  

Als Ziele ihrer Positionspapiere formuliert die Bundesärztekammer die ärztliche Unabhängigkeit 
sowie das Entgegenwirken einer Fokussierung auf besonders lukrative Leistungen. Zudem wird 
betont: „[…] die aus Solidarbeiträgen aufgebrachten Mittel für die Patientenversorgung müssen 
vor einem Abfluss in internationale Finanzmärkte geschützt werden.“ (S. 1 der zweiten Quelle) 
In der Folge werden zwölf Maßnahmen zur Umsetzung der Ziele vorgestellt. Dazu zählen u. a. 
die ausschließliche Zulassung fachübergreifender MVZ, ein örtlich-fachlicher Bezug des Kran
kenhauses zum MVZ, eine Überprüfung der Versorgungsaufträge hinsichtlich der Kernleistun
gen, eine Begrenzung von Marktanteilen, Transparenzvorschriften zur Inhaberschaft von MVZ, 
ein Verbot von Gewinnabführungs- und Beherrschungsverträgen, Disziplinarmaßnahmen sowie 
eine Stärkung der ärztlichen Leitung. In Bezug auf Gegenstimmen, die insbesondere verfassungs
rechtliche Probleme bei einigen Vorschlägen sehen, erachtet die Bundesärztekammer die Gefah
renlage als ausreichend für ein gesetzgeberisches Tätigwerden: „Die Bundesärztekammer kommt 
bei ihrer Abwägung der Versorgungsgesichtspunkte jedoch aus guten Gründen zu der Überzeu
gung, dass die Übernahme von MVZ durch fachfremde Finanzinvestoren relevante Gefährdungen 
für eine patientenorientierte ambulante ärztliche Versorgung mit sich bringt. Um den sinnvollen 
Beitrag von MVZ in der ambulanten Versorgung zu erhalten, sind deswegen Regeln erforderlich 
und auch rechtlich möglich, die den offensichtlichen Gefährdungen entgegenwirken.“ (S. 4 der 
ersten Quelle) Zu den einzelnen Vorschlägen hat die Bundesärztekammer konkrete Gesetzesfor
mulierungen ausgearbeitet. 

 

 

https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/iMVZ_Rechtsgutachten_Wuerdigung_BAEK_2023-08-01.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/iMVZ_Rechtsgutachten_Wuerdigung_BAEK_2023-08-01.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/iMVZ_Rechtsgutachten_Wuerdigung_BAEK_2023-08-01.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/BAEK-Position_Investorenbetriebene_MVZ_2023_04_19.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/BAEK-Position_Investorenbetriebene_MVZ_2023_04_19.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/BAEK-Position_Investorenbetriebene_MVZ_2023_04_19.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Regelungsbedarf_MVZ_BAEK_2023_01_09_mit_Fussnote_2025_06_17.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Regelungsbedarf_MVZ_BAEK_2023_01_09_mit_Fussnote_2025_06_17.pdf
https://www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/BAEK/Politik/Programme-Positionen/Regelungsbedarf_MVZ_BAEK_2023_01_09_mit_Fussnote_2025_06_17.pdf
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Li, Aurora u. a., Profite vor Patientenwohl: Private-Equity-Beteiligungen an Arztpraxen in 
Deutschland, Mai 2023, Finanzwende Recherche (Hrsg.), abrufbar unter https://www.finanz
wende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligun
gen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf sowie Finanzwende Recherche, Private-Equity-Beteili
gungen an Arztpraxen in Deutschland: Profite vor Patientenwohl, 16. Mai 2023, abrufbar unter 
https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/private-equity-beteiligungen-an-arztpra
xen/?mtm_campaign=verein&mtm_kwd=werbelink&mtm_source=report-arztpraxen&mtm_me
dium=webseite&mtm_group=links.  

Die Analyse beschreibt das Vorgehen von PEG allgemein sowie anhand von fünf konkreten Ein
zelfällen. Zu diesen Fallbeispielen wird angemerkt: „In diesen Fällen weist die Mehrheit eine 
hohe Verschuldung auf. Laut anderer Untersuchungen können durch die Aufkäufe sogar regional 
monopolartige Strukturen entstehen.“ (zweite Quelle) Private Equity im Bereich des Ankaufs von 
Arztpraxen durch ein MVZ gefährde nicht nur die freie Arztwahl und die Qualität der medizini
schen Versorgung, sondern auch die Versorgungssicherheit. So verbinde ein Konzern Medika
mentenherstellung und ärztliche Versorgung, was die Wahrscheinlichkeit für Interessenskon
flikte erhöhe. In einem weiteren Fall zeigten gezielte Anreize zu bestimmten Eingriffen den Ren
ditedruck und rückten damit den Profit in den Fokus der medizinischen Behandlung. Ein dritter 
Konzern weise eine negative Kapitalentwicklung auf. Um den Einfluss von PEG einschränken zu 
können, werden regionale Beschränkungen der Praxiszukäufe sowie eine Obergrenze für die An
zahl der von einem Konzern betriebenen Arztsitze, vorgeschlagen. Neben einem Transparenzre
gister werden auch eine Begrenzung der Kreditaufnahme der Konzerne, um eine unverhältnismä
ßige Verschuldung zu verhindern, sowie Haftungsregelungen empfohlen. 
 

Friedrich, Kilian/Prütting, Jens, Der ambulante Gesundheitssektor am Scheideweg — zwischen 
Digitalisierung, Konsolidierung und Freiberuflichkeit, in: Gesundheitsrecht (GesR) 2023, S. 8-14. 
Die Autoren gehen davon aus, dass die Organisationsform hinter der ärztlichen Tätigkeit (Einzel
praxis oder MVZ) sowie die konkrete Eigentümerstruktur für die Qualität der Versorgung nahezu 
ohne Belang sind. In größeren Organisationseinheiten sei sogar eine bessere Spezialisierung 
denkbar. Die Eignungsprüfungen für MVZ werden als verfassungsrechtlich höchst bedenklich 
eingestuft.  

Schöneberg, Katharina/Vitols, Katrin, Branchenanalyse Medizinische Versorgungszentren: 
Strukturen, wirtschaftliche Trends, Arbeit und Beschäftigung in der ambulanten medizinischen 
Versorgung, Hans Böckler Stiftung (Hrsg.), Mai 2023, abrufbar unter 
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf.  
 
Ausgehend davon, dass die ambulante medizinische Versorgung in MVZ zunehmend an Bedeu
tung gewinnt, untersucht die Arbeit deren Arbeitsbedingungen, Qualifizierung, Digitalisierung, 
Mitbestimmung, Interessenvertretung und Zukunftsaussichten. Grundlage sind Literaturanaly
sen, Interviews mit verschiedenen Akteuren (u. a. MVZ in der Trägerschaft von Krankenhäusern, 
KZBV, ALM) sowie eine Befragung von Beschäftigten und Arbeitnehmervertretungen in MVZ: 
„Die Auswirkungen von MVZ auf die Patientenversorgung sind nicht eindeutig geklärt. [ …]  
Die Aussagen der Studien und Gutachten hinsichtlich der Auswirkungen der Beteiligung von Fi
nanzinvestoren an MVZ unterscheiden sich, häufig im Zusammenhang mit dem*der jeweiligen 
Auftraggeber*in der Untersuchung, erheblich voneinander. Deutlich wird jedoch, dass 

https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf
https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf
https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Profite-vor-Patientenwohl_Private-Equity-Beteiligungen-an-Arztpraxen-in-Deutschland.pdf
https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/private-equity-beteiligungen-an-arztpraxen/?mtm_campaign=verein&mtm_kwd=werbelink&mtm_source=report-arztpraxen&mtm_medium=webseite&mtm_group=links
https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/private-equity-beteiligungen-an-arztpraxen/?mtm_campaign=verein&mtm_kwd=werbelink&mtm_source=report-arztpraxen&mtm_medium=webseite&mtm_group=links
https://www.finanzwende-recherche.de/unsere-themen/private-equity-beteiligungen-an-arztpraxen/?mtm_campaign=verein&mtm_kwd=werbelink&mtm_source=report-arztpraxen&mtm_medium=webseite&mtm_group=links
https://www.boeckler.de/fpdf/HBS-008615/p_fofoe_WP_288_2023.pdf
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insbesondere die Strategien der PrivateEquity-Gesellschaften auf einen profitablen Weiterverkauf 
der MVZ nach relativ kurzer Haltedauer von vier bis fünf Jahren ausgelegt ist. Ein Interesse an 
dem langfristigen Betrieb der MVZ existiert demnach nicht. Die Strategie ist verbunden mit um
fassenden Maßnahmen zur Kostensenkung und Erhöhung der Einnahmen und einer Orientierung 
an betriebswirtschaftlichen Kennzahlen.“ (S. 103) Dieser Kostendruck zeige negative Auswirkun
gen auf die Arbeitsbedingungen z. B. in Form von Arbeitsverdichtung ebenso wie auf die Vergü
tung der Beschäftigten in MVZ, die überwiegend unter Tarif bezahlt würden. Einerseits sei es auf
grund häufiger Überstunden schwierig, Beruf und Privatleben zu vereinbaren, andererseits profi
tierten Angestellte im Vergleich zur Freiberuflichkeit von den Arbeitsbedingungen (Entlastung 
von bürokratischen Tätigkeiten, die Abgabe des unternehmerischen Risikos an das MVZ, eine 
flexiblere Arbeitseinteilung und geregelte Arbeitszeiten). Im Ergebnis wird zu Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen aufgerufen. 
 

Prütting, Jens u. a., Investorenbetriebene Medizinische Versorgungszentren in der ambulanten 
Versorgung: Regulatorischer Reformbedarf für Marktzugang und Marktverhalten?, in: MedR 
2022 (40), S. 975-984, abrufbar unter https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-022-6353-
0#change-history.  

Der Beitrag betont, dass es keine Nachweise dafür gebe, dass investorenbetriebene MVZ im Ver
gleich zu anderen Versorgungsformen mit übermäßiger Gewinnerzielungsabsicht handelten und 
somit die Versorgungsqualität, die flächendeckende Versorgung und die ärztliche Therapiefrei
heit gefährdet seien. Nicht außer Acht gelassen werden dürfe, dass auch die selbstständige Ärzte
schaft mit einer solchen Gewinnerzielungsabsicht handele. Die von anderer Seite vorgeschlagene 
Eignungsprüfung für die Trägerstruktur von MVZ wird im Hinblick auf das Grundrecht der Be
rufsfreiheit als verfassungswidrig eingestuft. Fraglich sei schon die Eingriffslegitimation, zumin
dest aber die Erforderlichkeit einer solchen Regelung. Mildere Mittel wie eine Abrechnungsprü
fung seien denkbar. Zusammenfassend wird zur Eignungsprüfung festgehalten: „Sie würde insbe
sondere die Berufsfreiheit der betroffenen MVZ verletzen. Darüber hinaus dürfte die erwogene 
Eignungsprüfung aber auch mit dem allgemeinen Gleichheitssatz nicht in Einklang zu bringen 
sein. Selbst wenn eine maßvollere Eignungsprüfung erwogen würde, die sich nicht gegen das 
MVZ, sondern gegen einzelne Personen des Gründerkreises richtete, wäre dieselbe nicht zu hal
ten. Mit Blick auf die vorgestellte verfassungsrechtliche Verhältnismäßigkeitsprüfung ist zu kon
statieren, dass der rechtliche Schutzschirm de lege lata hinreichend effektiv ist, um die ärztliche 
Tätigkeit und Unabhängigkeit gegen etwaiges Fehlverhalten von Investoren mit gesellschafts
rechtlichem Einfluss abzuschirmen.“ (S. 984) 

Ternick, René, Auf dem Prüfstand: medizinische Versorgungszentren mit Investorenbeteiligung, 
in: Neue Zeitschrift für Sozialrecht (NZS) 2022, S. 121-131. 

Der Beitrag gibt einen Überblick über die Entwicklung der bisherigen Gesetzgebung  zu investo
renbetriebenen MVZ und bewertet die bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Beitrags vor
liegenden Gutachten zu dieser Thematik. Den Gutachten gemeinsam sei die Erkenntnis, dass in
vestorenbetriebene MVZ bisher geringe Versorgungsanteile aufwiesen. Unterschiede seien vor 
allem zwischen MVZ (unabhängig von ihrer Eigentümerstruktur) einerseits und Einzelpraxen so
wie Berufsausübungsgemeinschaften andererseits auszumachen. Die Ansicht, dass von investo
renbetriebenen MVZ eine eindeutige Gefahrenlage für die Qualität und Wirtschaftlichkeit der Be
handlungsleistungen ausgeht, wird als Mindermeinung eingeordnet. Einigkeit bestehe 

https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-022-6353-0#change-history
https://link.springer.com/article/10.1007/s00350-022-6353-0#change-history
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dahingehend, dass der Gesetzgeber die rechtlichen Grundlagen für mehr Transparenz über die 
Trägerstrukturen von MVZ schaffen dürfe und solle: „Hier steht der Vorschlag von Sodan, sämtli
che dem MVZ nachgelagerten Inhaberstrukturen in einem gesonderten MVZ-Register zu erfassen, 
gegen die Vorschläge von Ladurner et al., die zur Verbesserung der Patienteninformation eine 
Schilderpflicht und zugunsten der Strukturtransparenz eine Weiterentwicklung der vorhandenen 
Arztregister vorschlagen, eine Totalerfassung bis ins letzte Glied der wirtschaftlichen Beteiligung 
hingegen für unvertretbar halten.“ (S. 131) Für die Diskussion zu weiteren Regelungen „wird da
bei insbesondere zu klären sein, ob und inwieweit der Gesetzgeber seine bisherige Gefahrenprog
nose aufrechterhält. Für den Fall, dass auch weiterhin vom Vorliegen einst angenommener Ver
sorgungsgefahren auszugehen ist,“ (S. 131) sei zu entscheiden, welche Regelungsansätze verfolgt 
würden. In Frage kämen hier vor allem eine weitere Stärkung der ärztlichen Leitung z. B. durch 
einen Abberufungs- und Kündigungsschutz. 

Neubauer, Günter u. a., MVZ mit Kapitalbeteiligung im Meinungsbild der dort beschäftigten Ärz
tinnen und Ärzte: Ergebnisse einer Befragung aus dem Jahr 2022, für den Bundesverband der 
Betreiber medizinischer Versorgungszentren e. V., Institut für Gesundheitsökonomik - IfG Mün
chen GbR und Bundesverband der Betreiber medizinischer Versorgungszentren e. V. (Hrsg.), Sep
tember 2022, abrufbar unter https://ifg-muenchen.com/wp-content/uploads/2021/11/BBMV_Stu
die_MVZ_mit_Kapitalbeteiligung-_web.pdf. 
 
Der Untersuchung liegen Befragungen von 180 Ärztinnen und Ärzten in investorenbetriebenen 
MVZ aus dem Jahr 2022 zugrunde, um Erkenntnisse insbesondere über die Arbeitsbedingungen 
und Arbeitszufriedenheit in einem MVZ, über die ärztliche Unabhängigkeit, den ökonomischen 
Druck und die Versorgungsqualität zu gewinnen. Demnach ist das Arbeiten für Ärztinnen und 
Ärzte in einem MVZ attraktiv (geregelte Arbeitszeiten, kollegialer Austausch, technische Ausstat
tung). Ökonomische Zielvorgaben rückten im Vergleich zu einer vorherigen Tätigkeit zwar stär
ker in das Bewusstsein der Befragten, ihre Wahrnehmung der ökonomischen Bedingungen sei 
aber überwiegend gleichgeblieben. Die Therapiefreiheit in MVZ mit Kapitalbeteiligung wird im 
Vergleich zur Einzelpraxis als besser gesichert eingeschätzt. Auch die Versorgungsqualität sei hö
her (Modernität der Ausstattung, höherer Digitalisierungsgrad, mehr zeitliche Ressourcen). 
 

Wenner, Ulrich, Mehr Chancen oder mehr Risiken für die vertragsärztliche Versorgung? Eine 
Zwischenbilanz zu den Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) am Ende der 19. Legislatur
periode des Bundestages, in: Die Sozialgerichtsbarkeit (SGb) 2021, S. 593-602. 

Der Autor geht davon aus, dass das im Jahr 2020 veröffentlichte und vom BMG veranlasste Gut
achten „Stand und Weiterentwicklung der gesetzlichen Regelungen zu medizinischen Versor
gungszentren“ gerade nicht dokumentiert, dass investorenbetriebene MVZ für eine unwirtschaft
liche Leistungserbringung verantwortlich gemacht werden können. Unterschiede seien zwischen 
MVZ einerseits und Einzelpraxen bzw. Berufsausübungsgemeinschaften andererseits auszu
machen. Klargestellt wird, dass Beschränkungen der Einstiegschancen von Investoren als Berufs
ausübungsregelung im Sinne des Art. 12 Abs. 1 GG zu werten seien. Daher müsse der Gesetzge
ber bei Einführung entsprechender Regelungen belegen können, „dass es Gefährdungen für die 
Versorgung gibt oder solche jedenfalls mit recht hoher Plausibilität angenommen werden kön
nen.“ (S. 596) Sei dies nicht möglich, seien die die Berufsausübung einschränkenden Regelungen 
nicht verfassungskonform. Gegen eine Beschränkung des Einstiegs von Investoren in ein MVZ 
spreche auch der Umstand, dass eine solche Beschränkung für Krankenhäuser nicht gelte: „Es ist 

https://ifg-muenchen.com/wp-content/uploads/2021/11/BBMV_Studie_MVZ_mit_Kapitalbeteiligung-_web.pdf
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kaum begründbar, dass zugelassene Krankenhäuser im mittelbaren Besitz von Fondsgesellschaf
ten wie Blackrock und DWS an der Versorgung der Versicherten teilnehmen können, während 
die von diesen gegründeten und betriebenen MVZ stärkeren Einschränkungen auf der Eigentü
merseite unterworfen werden. […] Die Vorstellung, nur Krankenhäuser in öffentlicher oder freige
meinnütziger Trägerschaft könnten wegen ihrer nicht explizit kommerziellen Ausrichtung künftig 
MVZ betreiben, und von den Krankenhäusern in privater Trägerschaft zumindest solche nicht, 
die sich mittelbar in der Hand von Finanzinvestoren befinden, ist unter dem Aspekt des Art. 3 
Abs. 1 GG und der rechtlich – möglicherweise auch verfassungsrechtlich – abgesicherten Plurali
tät von Krankenhausträgern (‚Trägervielfalt‘) eher fernliegend.“ (S. 598) Als rechtlich umsetzbar 
wird eine räumlich-fachliche Gründungsbeschränkung angesehen, wonach „Krankenhäuser MVZ 
nur im Rahmen ihres Versorgungsangebotes und an Standorten betreiben dürfen, an denen sie 
auch Krankenhäuser haben.“ (S. 599) 

Bericht des Bundesministeriums für Gesundheit an die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Lan
desgesundheitsbehörden, in: Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU, Auswirkungen investorengetragener Medizinischer Versorgungszentren auf das 
Gesundheitssystem in Deutschland, BT-Drs. 20/5166 vom 9. Januar 2023, abrufbar unter 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/051/2005166.pdf.  

Das BMG informiert über sieben Gutachten zur Teilnahme von investorenbetriebenen MVZ an 
der ambulanten ärztlichen und zahnärztlichen Versorgung aus den Jahren 2020 bis 2022. Die 
Gutachten werden insbesondere im Hinblick auf die bisherige Gefahrenprognose des Gesetzge
bers, die damalige politische Diskussion und die bestehenden gesetzlichen Einschränkungen be
leuchtet. Im Ergebnis „werden nachweisbar negative Zusammenhänge zwischen Inhaberschaft 
und Versorgungsqualität in investorenbetriebenen MVZ in den vorliegenden Gutachten verneint“ 
(S. 10). Die in der Vergangenheit erfolgten Regulierungen der MVZ werden überwiegend kritisch 
gesehen. Teils wird schon das Vorliegen eines legitimen Zwecks bezweifelt, da ein Konkurrenz
schutz dafür nicht in Betracht komme. Teilweise wird die Erforderlichkeit hinterfragt. Auch 
wenn dem Gesetzgeber hierbei ein Einschätzungs- und Prognosespielraum zustehe, seien Gefah
renprognosen auf der Grundlage realitätsgerecht erkennbarer Risiken zu erstellen: „Ein bloßes 
Herbeireden von Gefahren insbesondere durch Interessenvertreter erfülle diese Voraussetzung 
nicht.“ (S. 12) Der Bericht des BMG führt des Weiteren aus den Gutachten stammende Vor
schläge auf in Bezug auf die Regulierung der Gründungsebene durch weitere Zugangsbeschrän
kungen und entsprechende Gründe dagegen sowie Vorschläge in Bezug auf die Regulierung der 
Betriebsebene durch eine Stärkung der ärztlichen Leitung des MVZ. Abschließend werden die 
verschiedenen Handlungsvorschläge zur Einführung von Transparenzpflichten gegenübergestellt. 

4. Fazit 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass gesetzliche Transparenzvorschriften überwiegend 
befürwortet und als rechtlich umsetzbar eingestuft werden. Die konkrete Ausgestaltung – etwa 
ein gesondertes MVZ-Register oder eine Erweiterung des bereits bestehenden Arztregisters34 in 

34 Zu konkreten Transparenz-Vorschlägen als Erweiterung des bestehenden Arztregisters siehe Scheuplein, Chris
toph, Finanzinvestoren in der ambulanten Versorgung: Wie sollte ein Transparenzregister für Medizinische Ver
sorgungszentren gestaltet werden?, 2025, insbesondere S. 14, abrufbar unter https://vdivde-it.de/sites/default/fi
les/document/2025-Im-Fokus_MVZ-Transparenzregister.pdf.  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/051/2005166.pdf
https://vdivde-it.de/sites/default/files/document/2025-Im-Fokus_MVZ-Transparenzregister.pdf
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Verbindung mit einer Schilderpflicht – ist hingegen umstritten. Künftige Transparenzvorschrif
ten dürften helfen, die von vielen Seiten bemängelte unzureichende Datenbasis zu verbessern. 
Um weitere rechtliche Regelungen verfassungsgemäß in Betracht zu ziehen, dürfte es sich emp
fehlen, weitere Daten zur Versorgung und Abrechnung zu erheben, um eine mögliche Gefahren
prognose klarer einschätzen zu können. Sollte sich eine solche Gefahrenprognose ergeben, sind 
weitere Schritte wie die Stärkung der ärztlichen Leitung oder die Begrenzung der Marktanteile 
ähnlich wie in § 95 Abs. 1b SGB V für zahnärztliche MVZ geregelt, denkbar.35  

*** 

35 Eine Bewertung der verschiedenen Vorschläge findet sich unter Bezugnahmen auf den Entschließungsantrag 
des Bundesrates bei Gersch-Souvignet, Sarah/Marx, Eric, MVZ – Neue Gesetzgebung und ihre Folgen für die 
Vertragsgestaltung, 2023, abrufbar unter https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-Gersch-
Souvignet.pdf.  

https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-Gersch-Souvignet.pdf
https://arge-medizinrecht.de/wp-content/uploads/2023/11/003-Gersch-Souvignet.pdf
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